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Gemeinde Hattstedt /1. Änd. B-Plan Nr. 22 Begründung

STÄDTEBAULICHE BELANGE

1 Einleitung

Der Bebauungsplan (B-Plan) Nr. 22 „PV-Freiflächenanlage“ der Gemeinde Hattstedt wurde im 
Jahr 2022 aufgestellt, um den Aufbau und die Sicherung einer nachhaltigen Energieversorgung 
in der Region voranzutreiben und einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Neben der Errich­
tung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-FFA) sind innerhalb des Plangebietes bauliche 
Anlagen in Form von Batteriecontainern zur Speicherung des durch die PV-FFA erzeugten 
Stroms vorgesehen.

Aufgrund brandschutztechnischer Belange ist der bereits im Rahmen des B-Plans Nr. 22 ausge­
wiesene Standort zur Nutzung der Stromspeicherung nicht ausreichend dimensioniert und da­
her um weitere Standorte an anderer Stelle innerhalb des Plangebietes zu ergänzen. Mit der 1. 
Änderung des B-Plans Nr. 22 sollen nun zwei weitere Standorte zugelassen werden und in die­
sem Zuge auch die zulässige Grundfläche, die von baulichen Anlagen in Form von Batteriecon­
tainern einschließlich dazugehöriger Nebenanlagen überdeckt werden darf, begrenzt werden.

Die Planungsziele und das Planungskonzept des B-Plans Nr. 22 bleiben grundlegend unverän­
dert. Die sonstigen planzeichnerischen und textlichen Festsetzungen des B-Plans gelten weiter­
hin unverändert.

Da durch die beabsichtigte Änderung die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, wird ein 
vereinfachtes Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt.

2 Beschreibung, Ziele und Erfordernis der Planung

Der Bebauungsplan Nr. 22 „PV-Freiflächenanlage“ der Gemeinde Hattstedt wurde im Jahr 2022 
aufgestellt. Parallel wurde die 12. Änderung des Flächennutzungsplans (F-Plans) durchgeführt. 
Ziel der Planung war es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer Pho­
tovoltaik-Freiflächenanlage einschließlich der erforderlichen Nebenanlagen und Zuwegungen 
sowie von Batteriecontainern zur Speicherung des durch die PV-FFA erzeugten Stroms auf dem 
Gemeindegebiet von Hattstedt zu schaffen. Hiermit soll ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet 
und die Wirtschaftskraft in der Gemeinde gehalten und weiter gestärkt werden. Dafür wurde sei­
nerzeit ein „Sondergebiet“ ausgewiesen.

Mit der 1. Änderung des B-Plans Nr. 22 sollen zwei weitere Standorte zur Nutzung der Strom­
speicherung zugelassen werden und in diesem Zuge auch die zulässige Grundfläche, die von 
baulichen Anlagen in Form von Batteriecontainern einschließlich dazugehöriger Nebenanlagen 
überdeckt werden darf, begrenzt werden.

Der Gemeinde Hattstedt sind die Anstrengungen bezüglich der Erreichung der durch die EU, 
des Bundes und des Landes formulierten Klimaziele sehr bewusst. Durch die Ergänzung von 
weiteren Energiespeicheranlagen in Kombination mit einer Photovoltaik-Freiflächenanlage leis­
tet sich einen maßgeblich Beitrag zur Klimawende.

Batteriespeicher können erheblich zur CO2-Einsparung beitragen. Sie bieten hohe Flexibilität 
und Effizienz und reduzieren den Bedarf an fossilen Spitzenlastkraftwerken. In Zeiten niedriger 
Nachfrage speichern sie Energie und wenn die Nachfrage hoch ist, geben sie Energie ab. Dies 
hilft wiederum, die Notwendigkeit für teurere oder umweltschädlichere Stromerzeugung zu redu­
zieren. Dank der effizienteren Nutzung von Grünstrom haben sie einen dämpfenden Effekt auf 
die Strompreise und senken den Bedarf an zusätzlichen Kapazitäten Erneuerbarer Energien. 
Batteriespeicher sind einerseits netzdienlich indem sie Netzschwankungen ausgleichen können 
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Begründung Gemeinde Hattstedt /1. Änd. B-Plan Nr. 22

und andererseits dienen sie dem täglichen und kurzfristigen Bedarf. Darüber hinaus tragen Bat­
teriespeicher insgesamt zu einer Erhöhung der Versorgungssicherheit bei. Bei Stromausfällen 
oder unerwarteten Lastspitzen fungieren Sie als Puffer, indem sie die zuvor gespeicherte über­
schüssige Energie schnell wieder ins Netz einspeisen können.

Um die Fläche, die speziell mit Batteriespeicheranlagen überbaut werden darf, zu begrenzen, 
wird auch die Festsetzung zur max. Größe der Grundfläche (GR) neu gefasst.

Durch diese Änderung werden die Grundzüge der Planung und das Wesen der Abwägung des 
B-Plans Nr. 22 nicht berührt. Die Planungsziele und das Planungskonzept, nämlich die Errich­
tung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage, bleiben grundsätzlich unverändert. Die sonstigen 
planzeichnerischen und textlichen Festsetzungen des B-Plans Nr. 22 gelten weiterhin unverän­
dert.

3 Räumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des B-Plans Nr. 22 entspricht dem Geltungsbereich des 
Ur-B-Plans Nr. 22. Es handelt sich um eine ca. 22,3 ha große Fläche westlich des Driftinger 
Wegs und südlich des Piliwegs sowie östlich der Straße "Op de Heid", auf beiden Seiten der 
Bahnschienen.

Abb. 1: Luftbild mit dem Geltungsbereich der 1. Änderung des B-Plans Nr. 22, bestehend aus den
Teilgeltungsbereichen (TG) lund 2

4 Verfahren, Rechtsgrundlage

Die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 22 wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 
durchgeführt werden, da mit der dadurch vorgesehenen Änderung einer Festsetzung des B- 
Plans, gemäß § 13 Abs. 1:
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Gemeinde Hattstedt/1. Änd. B-Plan Nr. 22 Begründung

• die Grundzüge der Planung nicht berührt werden,

• die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich­
keitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach 
Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet wird,

• keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b 
genannten Schutzgüter (die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete 
im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes) bestehen und,

• keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 
Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immis­
sionsschutzgesetzes zu beachten sind.

Im Aufstellungsverfahren der 1. Änderung des B-Plans Nr. 22 wird gemäß § 13 Abs. 2 und 3 S.1 
BauGB von folgenden Punkten abgesehen:

• von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB,

• von der Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 
Abs. 1 BauGB,

• von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,

• von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB,

• von der Angabe nach § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, sowie

• von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Abs. 1 und § 10a Abs. 1 BauGB.

Auch die Vorschriften über die Überwachung (Monitoring gemäß § 4c) sind nicht anzuwenden.

Die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wird gemäß § 13 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3 sowie 
S. 2 BauGB durchgeführt. Die Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffent­
licher Belange wird nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. Die Beteiligung der betroffenen Öf­
fentlichkeit erfolgt durch Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB.

Der Zweck der B-Plan-Änderung entspricht dem § 8, der Inhalt dem § 9 des Baugesetzbuches 
(BauGB). Die Planänderung wird nach § 10 BauGB beschlossen. Das Verfahren wird gemäß 
BauGB durchgeführt.

In der vorliegenden Begründung werden gemäß § 2a BauGB die Ziele, Zwecke und wesentli­
chen Auswirkungen des Bauleitplans dargelegt. Auch wird aus ihr die städtebauliche Rechtferti­
gung und das Erfordernis der Planänderung erkennbar.

5 Interkommunale Abstimmung, übergeordnete und kommunale Planung

Betroffene benachbarte Gemeinden werden über die Beteiligung nach § 4 (2) BauGB über die 
Planung in Kenntnis gesetzt und zur Abstimmung mit ihren Belangen aufgefordert. Es wurden 
weder Bedenken geäußert noch Hinweise gegeben.

Ziele der Raumordnung stehen der Planänderung nicht entgegen.

Der festgestellte Landschaftsplan der Gemeinde (1997) stellt den Geltungsbereich als Acker- 
und Grünlandflächen dar, auf denen gesetzlich geschützte Wälle verlaufen, für die Maßnahmen, 
wie das Verhindern von Eutrophierung und die Wiederherstellung degradierter Wälle genannt 
wird.
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Der Ursprungsflächennutzungsplan stellte die damalige Bestandsfläche als Fläche für die Land- 
Wirtschaft dar. Das Plangebiet wurde 2023 durch die 12. F-Planänderung im Parallelverfahren 
zum B-Plan Nr. 22 entsprechend als Sonstiges Sondergebiet ausgewiesen.

Durch die 1. Änderung des B-Plans Nr. 22 erfolgt keine Abweichung der Darstellungen des gül­
tigen Flächennutzungsplans. Eine Änderung des F-Plans ist nicht erforderlich.

6 Festsetzungen

Folgende textliche Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 22 werden wie folgt neu gefasst:

1 Art der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1-15 BauNVO

Das Sondergebiet "Photovoltaik-Freiflächenanlage mit Speicherung" im Sinne des § 11 BauN­
VO dient der Nutzung Stromerzeugung mittels Photovoltaikanlagen. Zulässig ist die Errichtung 
von Solarmodulen, Transformatoren-, Wechselrichter- und Übergabestationen sowie teilver­
siegelten Erschließungswegen. Zusätzlich ist unterhalb und neben den baulichen Anlagen 
(Solarmodule) eine landwirtschaftliche Nutzung zulässig.

Um eine Blendwirkung in Richtung der Bahnanlagen und Straßen zu vermeiden sind blendge- 
schütze Module zu verwenden.

Die in der Planzeichnung mit S gekennzeichneten Standorte dienen der Nutzung „Speiche­
rung des aus der Photovoltaik-Freiflächenanlage erzeugten Stroms“ (Batteriespeicher). Zuläs­
sig ist die Errichtung von baulichen Anlagen in Form von Batteriecontainern einschließlich da­
zugehöriger Nebenanlagen sowie teilversiegelter Erschließungswege. Zusätzlich ist eine land­
wirtschaftliche Nutzung zulässig.

2 Maß der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB I. V. m. § 16-21a BauNVO

Die bebaubare Grundfläche (GR) wird wie folgt festgesetzt:

2.2 Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes beträgt die zulässige Grundfläche max. 
105.000 m2. Davon dürfen die baulichen Anlagen in Form von Batteriecontainern einschließ­
lich dazugehöriger Nebenanlagen zur Speicherung des durch die PV-Freiflächenanlage er­
zeugten Stroms eine max. Grundfläche von 500 m2 nicht überschreiten.

Die sonstigen planzeichnerischen und textlichen Festsetzungen des B-Plans Nr. 22 bleiben un­
verändert weiterhin gültig.

7 Wesentliche Auswirkungen der Planänderung

7.1 Auswirkungen auf die Umwelt

Durch die Planänderung entstehen keine negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter. Eine zu­
sätzliche Versiegelung wird nicht ermöglicht. Daher ist kein Ausgleich erforderlich. Die 
Eingriffs-ZAusgleichsbilanzierung des Ursprungsbebauungsplans Nr. 22 wird durch die Planän­
derung nicht verändert.
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Auswirkungen durch die Planänderung auf naturschutzrechtlich geschützte Flächen bzw. Bioto­
pe der nationalen und internationalen Schutzgebietskategorisierung sind ausgeschlossen. 
Ebenso werden artenschutzrechtliche Belange durch die Planänderung nicht betroffen.

Durch die Planänderung wird die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglich­
keitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet.

Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und des Schutzzwecks der Natura 
2000-Gebiete im Sinne des BNatSchG bestehen bei der Planänderung nicht.

Ebenso bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planänderung Pflichten zur Vermei­
dung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des 
BImSchG zu beachten sind.

7.2 Finanzielle Auswirkungen

Die Planungskosten für diese Bauleitplanung (Planänderung) werden vom Vorhabenträger ge­
tragen.

7.3 Weitere Auswirkungen

Es sind zurzeit keine weiteren wesentlichen Auswirkungen durch die Planänderung erkennbar.

8 Maßnahmen zur Ordnung von Grund und Boden

Die Notwendigkeit für bodenordnende Maßnahmen ist nicht erkennbar.

9 Erschließung und technische Infrastruktur

Die 1. Änderung des B-Plans Nr. 22 hat auf die Erschließung, wie im B-Plan Nr. 22 vorgesehen 
und in der zugehörigen Begründung beschrieben, keine Auswirkungen.

10 Abstimmungsbedarf bei Umsetzung der Planung, Hinweise für den Vorhabenträger

Kreis Nordfriesland - untere Bodenschutzbehörde

Hinweise

• Um vermeidbare Bodenverdichtungen zu minimieren ist der gezielte Einsatz von Fahrzeu­
gen mit geringem Kontaktflächendruck vorzusehen (Breitstreifen, Kettenfahrzeuge etc.). Zu­
dem sind die Fahrzeugeinsätze so zu planen, dass die Überrollhäufigkeiten bzw. mechani­
schen Belastungen auf das notwendige Maß reduziert werden.

• Bei wassergesättigten Böden sind die Arbeiten einzstellen.

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie des Landes S-H - Abt. Verkehr und 
Straßenbau
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Sollten aufgrund des Schwerlastverkehrs Verbreiterungen von Einmündungen von Gemeinde­
straßen und Zufahrten in Straßen des überörtlichen Verkehrs erforderlich werden, dürfen diese 
Arbeiten nur im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig- 
Holstein (LBVSH), Standort Flensburg, erfolgen.

Hierzu sind rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten die entsprechenden Ausführungspläne dem LB- 
VSH, Standort Flensburg, zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen.

Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Ge­
meinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die 
Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder 
des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbei­
ten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der 
Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und 
die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder 
Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ab­
lauf von vier Wochen- seit der Mitteilung.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie 
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, wird für Hinweise und Informatio­
nen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS-Kartenserver verwiesen. Die 
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkun­
dung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische 
BaugrunderkundungenZ-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts soll­
ten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen.

Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen relevant sind, ist das 
Schreiben vom 04.03.2024 mit dem Zeichen: LID.4-L67214-07-2024-0001 zu beachten.

Schleswig-Holstein Netz AG

Es ist sich über den Stand der Verlegung der von der SH Netz AG geplanten Leitungen zu infor­
mieren. Sollte sich im Zuge der Baumaßnahme herausstellen, dass Umverlegungsarbeiten sei­
tens der SH Netz AG erforderlich werden, ist sich umgehend mit dem Netzcenter in Verbindung 
zu setzen.

Der Vorhabenträger muss sicherstellen, dass die Versorgungsanlagen durch die Baumaßnah­
me nicht nachhaltig beeinflusst werden.

Bei technischen Rückfragen bzw. Fragen zu Kostenvoranschlägen bitte mit Angabe der Lei­
tungsauskunft an das Netzcenter wenden.

Sofern der SH Netz AG Kosten durch die Baumaßnahme entstehen, sind diese durch den Vor­
habenträger bzw. Verursacher zu tragen.
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Stadtwerke Husum Netz AG

Die Stadtwerke Husum Netz AG behält sich Arbeiten an ihren bestehenden Netzanlagen vor, 
insbesondere insofern Arbeiten im öffentlichen Bereich an vorhandenen Infrastrukturanlagen 
vorgenommen werden. Entsprechend wird darum gebeten, sie frühzeitig in die weitere Planung 
mit einzubeziehen, damit die Anforderungen an ihre Versorgungssysteme berücksichtigt wer­
den. Dementsprechend wird um Abstimmung der erforderlichen Maßnahmen von mindestens 
36 Wochen vor Baubeginn der Tiefbauarbeiten gebeten.

Eisenbahn-Bundesamt

Für das der Bauleitplanung zugrundeliegende Vorhaben gilt, dass

• die baulichen Anlagen nicht die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben 
und Gesundheit gefährden dürfen

• die Sicherheit des öffentlichen Verkehrs zu wahren ist.

Die von der benachbarten Bahnanlage auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen (auch Er­
schütterungen) und Emissionen sind zu berücksichtigen. Ansprüche gegen den Infrastrukturbe- 
treiber wegen der vom Betrieb ausgehenden Wirkungen bestehen nicht. Der Plan hat sich damit 
auseinander zu setzen.

Deutsche Bahn AG

Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres auf der 
angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden.

Seitens des konstruktiven Ingenieurbaus wird vorsorglich um eine Beweissicherung der Glei­
sanlagen gebeten.

Im Randbereich der Gleisanlagen liegen Kabel der Leit- und Sicherungstechnik. Hier muss si­
chergestellt sein, dass diese nicht beeinflusst werden. Weder mechanisch noch durch induzierte 
Fremdspannungen anderer Kabel. Darüber hinaus muss auf oder im unmittelbaren Bereich von 
DB Liegenschaften jederzeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen 
oder Verrohrungen gerechnet werden.

In dem Zusammenhang folgender Hinweis von der DB InfraGO AG:

Den Planbereich betreffend verlaufen TK-Kabel oder TK-Anlagen der DB InfraGO AG auf Bahn­
grund. Die TK-Kabel befinden sich erdverlegt und im Trogkanal Bahn links. Es wird darauf hin­
gewiesen, dass die TK-Anlagen der DB InfraGO AG nicht überbaut werden dürfen und ein Ab­
stand von 2,00 m zwingend einzuhalten ist. Die Lage der TK-Kabel/TK-Anlagen kann den bei­
gefügten Planausschnitten entnommen werden. Die Angaben zu Anlagen der Deutschen Bahn 
AG erfolgen nur auf Basis der vorhandenen Lagepläne. Die Eintragungen sind zur Maßentnah­
me nicht geeignet. Mit erdverlegten Bahnhofskabeln ist jederzeit zu rechnen. Diese sind nicht 
im zentralen Archiv dokumentiert. Der zur Verfügung gestellte Plan ist Eigentum der DB InfraGO 
AG sowie anderer Konzernunternehmen und ist vertraulich zu behandeln. Er darf weder an Drit­
te weitergeleitet, noch vervielfältigt bzw. veröffentlicht werden. Sämtliche Unterlagen sind nach 
Abschluss der Arbeiten zu vernichten.
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